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TATORT RECHTSSTAAT: 
UNSER GUTES RECHT
IN KOOPERATION MIT DER STIFTUNG FORUM RECHT

Was bringt uns als Menschen in der Demokratie und in globalen Zu-
sammenhängen eigentlich „unser gutes Recht“ für die Lösung von 
(zunehmend herausforderungsvollen) Zukunftsfragen? Welchen Beitrag 
leistet es, wenn es um unsere Freiheiten, unsere Sicherheit und ökolo-
gischen Lebensgrundlagen geht? Klimakrise, die Ursachen und Folgen 
von Flucht und Migration, Kriegsverbrechen, globale Ungerechtigkeiten 
und Diskriminierungen sowie die Schattenseiten der Digitalisierung 
stellen Schlüsselprobleme dar, die politische Lösungen erfordern und 
auch über den Nationalstaat hinausgehen. Ein vorrangiges Instrument 
im demokratischen Rechtsstaat ist hierfür das Recht. 

Dieses bedeutungsvolle Zusammenspiel von Politik, Recht und Rechts-
staat, dessen Chancen und Grenzen hinsichtlich der gesellschaftlichen Herausforderungen immer wichtiger 
werden, kritisch zu beleuchten, ist Ziel dieser Ausgabe von . Entstanden ist sie in Kooperation mit der 
Stiftung Forum Recht, einer 2019 gegründeten bundesunmittelbaren Stiftung öff entlichen Rechts, die zum Dialog 
über Recht und Rechtsstaat in und mit der Öff entlichkeit einladen möchte. 

Den Auftakt bildet ein Interview mit der Bundesverfassungsrichterin – zugleich Kuratoriumsmitglied der Stif-
tung Forum Recht – Dr. Yvonne Ott. Sie illustriert, inwiefern Recht und Rechtsstaat nicht nur als „Problemlöser“ 
fungieren, sondern auch Partizipation, Teilhabe und Mitgestaltung von Recht und Politik möglich machen. Die 
folgenden Beiträge widmen sich den oben genannten Schlüsselproblemen und wurden in Teilen von Mitgliedern 
des Beirates der Stiftung Forum Recht verfasst. Bleibt Gerechtigkeit angesichts der Völkerrechtsverbrechen in der 
Ukraine eine Utopie? Lässt sich Massenmigration menschenrechtskonform steuern? Warum brauchen wir ein um-
fassendes Antidiskriminierungsrecht? Wie gehen wir mit Datafi zierung als Herausforderung für den Rechtsstaat 
um? Inwiefern ist ziviler Ungehorsam ein Motor des Rechtsstaats? Und: Hat die Natur Rechte? 

Die Beiträge gehen über bloße Diagnosen hinaus. Sie versuchen Ursachen und Grenzen zu analysieren sowie 
Richtungen für Recht und Rechtsstaat aufzuzeigen, wie diese für uns als Gesellschaft bei der Bewältigung der 
genannten Herausforderungen als eff ektive Instrumente fungieren können.

Sabine Achour & Henrike ClaussenSabine Achour & Henrike Claussen
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Diskriminierung und Recht 

Recht und rassistische Diskriminierung stehen seit 
jeher in einem ambivalenten Verhältnis. Das Recht 
war wesentlich an der Legitimierung und Durch-
setzung von Rassismus beteiligt. Zugleich ist es ein 
wichtiges Mittel im Kampf gegen Rassismus. 

Migration und Menschenrechte 

Flucht und Migration machen weltweit eine große 
Zahl von Menschen schutzbedürftig. Diesen Schutz 
menschenrechtskonform zu gewähren, fordert auch 
das Rechtssystem heraus.  

Ziviler Ungehorsam 

Ziviler Ungehorsam wird aktuell v. a. hinsichtlich der 
Aktionen der Letzten Generation kritisch diskutiert. 
Wie steht es aus rechtlicher Perspektive um die 
Legalität und Legitimität dieser Aktionen?

Kriegsverbrechen und Völkerrecht 

Die Kriegsverbrechen in der Ukraine erschüttern. 
Bleiben sie ohne Konsequenzen, hat das auch Aus-
wirkungen auf das Vertrauen in das Recht. Welche 
Instrumente des Völkerrechts stehen zur Verfügung, 
um die Schuldigen zur Verantwortung zu ziehen?

Antidiskriminierungsrecht 
und Religion an Schulen 

Die Themen Religion bzw. islamische Alltagspraktiken 
an Schulen bewegen viele Gemüter. Was braucht die 
(Schul-)Praxis zusätzlich zum Antidiskriminierungs-
recht?

Was bringt uns Recht? 

Wie fi t ist das Grundgesetz gegen rechte Angriff e? 
Warum ist Vertrauen in den Rechtsstaat wichtig? 
Wo liegen (supranationale) Baustellen für das Recht? 
Die Bundesverfassungsrichterin Yvonne Ott im 
Interview.

Seite 4
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Zivilcourage in der Diktatur 

Zivilcourage und demokratische Haltung sind in einer 
Demokratie Selbstverständlichkeiten. Was erfordert 
dies aber in einer Diktatur? Wo liegen heute noch 
die Grenzen des Rechtsstaats, wenn es um die Nach-
folgen von Unrecht(sstaaten) geht?

Seite 48

Rechte der Natur? 

Braucht die Natur eigene Rechte? Könnte sich dieses 
Konzept des globalen Südens auch bei uns positiv 
auf den rechtlichen Schutz von Umwelt und Klima 
auswirken?

Seite 56

„Code creates Law“ 

Unser Umgang mit der Informationstechnik 
bestimmt zunehmend, wie wir miteinander kommu-
nizieren. Dass wir damit die Grundlagen demokrati-
schen Miteinanders gefährden, haben wir fast nicht 
gemerkt. 

Seite 64
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von UWE SCHWABE

ZIVILER UNGEHORSAM  
UND ZIVILCOURAGE
35 Jahre Friedliche Revolution – Widerstand in einer Diktatur
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Die Folgen des Lebens in der jahrzehntelang abgeschotteten Diktatur der DDR 

werden bis heute wenig thematisiert. Diejenigen, die dort Zicilcourage gezeigt, 

Widerstand geleistet und diese Diktatur damit letztendlich zum Einsturz gebracht 

haben, verdienen heute mehr Respekt, Achtung und Anerkennung.

Widerstand für Demokratie und Rechtsstaat
Die Revolutionen der Jahre 1989 bis 1991 in Mit-
telosteuropa und der DDR führten zum Sturz des 
Kommunismus, zum Ende des Kalten Krieges, leite-
ten eine globale Zeitenwende ein und ermöglichten 
die weitere Einigung Europas. Vielen Menschen in der 
ehemaligen DDR und anderen mittelosteuropäischen 
Ländern, die Zivilcourage und Widerstand geleistet 
haben, ging es um die Einforderung elementarer 
Grund- und Menschenrechte, die tagtäglich mit Fü-
ßen getreten wurden. 

Ihren Wunsch nach Freiheit, Rechtsstaatlichkeit 
und der Einhaltung der Bürger- und Menschenrechte 
haben viele mit Verfolgung, Exil, Gefängnis oder dem 
Tod bezahlt. Es gab zu allen Zeiten der SED-Diktatur 
Menschen, die Widerstand leisteten, die widerspra-
chen, die in die Opposition gingen, die sich verweiger-
ten. Sie haben aus menschenrechtlicher Perspektive 
kein Unrecht getan. Den vielen Menschen schließ-
lich, die in den vierzig Jahren DDR das Land verließen, 
durch Flucht oder Ausreise, damit das Fundament 
dieser Diktatur untergruben und letztendlich mit 
zum Einsturz brachten, sollten wir viel mehr unserer 
Aufmerksamkeit schenken als den „Nörgler*innen“. 

Denn in der öffentlichen Wahrnehmung fehlt heute 
oft die Anerkennung dessen, was diese Menschen 
geleistet haben. Sie waren ein Motor für Demokra-
tie und Rechtsstaatlichkeit. Diese widerständigen 
Akteure wurden oft lebenslang in ihrer beruflichen 
Entwicklung eingeschränkt und leiden noch heute an 
den Folgen von Haft und Verfolgung. Anerkennung 
bedeutet, dass wir ihnen unseren Respekt und unsere 

Wir feiern im nächsten Jahr den 35. Jahrestag der 
Friedlichen Revolution und den 34. Jahrestag der 
Deutschen Einheit. Viel wurde in den letzten Jahren 
über die Probleme und Verwerfungen nach der Wie-
dervereinigung geschrieben und erzählt. Ich muss 
aber leider die unter Ihnen enttäuschen, die jetzt 
von mir erwarten, dass ich in den Kanon jener ein-
stimme, die meinen, dass an allen tatsächlichen oder 
vermeintlichen Missständen stets die bösen „Wessis“ 
und die etablierten Parteien schuld waren, die „Ko-
lonialisierung“, „Deindustrialisierung“, Erniedrigung 
und Demütigung brachten. Die harsche Kritik am 
„Westen“ wurde vor allem zu Beginn der 1990er Jah-
re parteipolitisch von der PDS/Die Linke mitgetragen 
und die weitverbreitete Mentalität, die da oben sollen 
meine Probleme endlich einmal regeln und lösen, un-
terstützt. Die Haltung, bloß nicht bei sich selbst nach 
der eigenen Verantwortung zu fragen, war für viele 
bequem. Die Ostdeutschen waren die Opfer. Früher 
die Opfer des Kommunismus, heute Opfer der Wen-
de, der Treuhand und des kapitalistischen Systems. 
Heute nutzt dieses Narrativ vor allem die AfD mit 
ihren Losungen und ihrer Wahlwerbung „Wir sind das 
Volk“ und „Vollende die Wende“. Damit wird einer-
seits unterstellt, die Revolution von 1989 sei nicht 
erfolgreich gewesen. Andererseits wird behauptet, 
in der Bundesrepublik herrschten heute letztendlich 
ähnliche Verhältnisse wie damals in der DDR – einem 
Unrechtsstaat. 

Was wir dieser einseitigen Erzählung entgegenset-
zen müssen, ist eine multiperspektivische Betrach-
tung der DDR und des Transformationsprozesses. 

Wir können den Transformationsprozess heute 
nicht losgelöst vom Unrechtsstaat DDR betrach-
ten, vom Alltag in der DDR, von der katastrophalen 
Wirtschaftslage, der stark zerstörten Umwelt und 
Bausubstanz, von Anpassung und Verweigerung, Ver-
antwortung und Versagen, von Widerspruch, Zivilcou-
rage, zivilem Ungehorsam bis hin zum Widerstand. 

„Bürgerbeteiligung ist kein good will,  

sondern demokratisches Grundrecht.“ 

Nicole Gohlke,  

MdB Die Linke
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gebrauchs an der Grenze. Bei den Opfern der SED-Dik-
tatur löste die geringe Zahl von Verurteilungen Frust 
und Verbitterung aus, weil der Rechtsstaat aus ihrer 
Sicht nicht in der Lage war, das an ihnen begangene 
Unrecht angemessen zu bestrafen. Die Täter sind aus 
Sicht der Opfer größtenteils davongekommen, genos-
sen die Vorzüge des Rechtsstaates und haben sich 
in der Demokratie eingerichtet. Die Opfer hingegen 

litten lebenslang unter gesundheitlichen Folgeschä-
den, materiellen Nachteilen und müssen sich jede 
Anerkennung und Unterstützung erkämpfen. 

Deshalb ist es heute besonders wichtig, dass die 
strafrechtlichen und verwaltungsrechtlichen Reha-
bilitierungsgesetze, die Beurteilungen über Haftfol-
geschäden und die finanziellen Haftentschädigungen 
durch den Gesetzgeber immer wieder neu auf den 
Prüfstand gestellt und anpasst werden. Die neue SED-
Opferbeauftragte Evelyn Zupke wirbt deshalb ein-
dringlich dafür, im Fall eines eindeutigen Krankheits-
bildes und dem Nachweis einer politischen Haftstrafe 
oder anderer staatlicher Repressionen die Beweislast 
bei der Anerkennung von Gesundheitsschäden um-
zukehren. Eine sehr gute Initiative, die für viele Opfer 
der SED-Diktatur leider viel zu spät kommt.

Achtung entgegenbringen – nicht nur an Jahrestagen 
und bei Sonntagsreden. Sie haben ihr Leben und ihre 
Freiheit auch für unsere Freiheit und unsere Grund-
rechte riskiert und aufs Spiel gesetzt. 

Die Grenzen des Rechtsstaats und die Folgen 
des Unrechts(staats)
Diese fehlende Anerkennung, das Nicht-Gehört-
Werden und der fehlende Respekt haben viele der 
ehemals Widerständigen in Resignation oder Verbit-
terung geführt. Sie haben das Recht und wir haben 
die Pflicht, über die Verantwortung derer zu reden, 
die das System jahrelang mitgetragen haben und 
diese Diktatur dadurch erst möglich gemacht. Die 
Täter*innen in einer Diktatur sind oft im Vorteil, da 
ihnen die schuldhafte Beteiligung an Straftaten in-
dividuell nachgewiesen werden muss. Der Rechts-
staat kommt daher heute denen zu Gute, die im 
Unrechtsstaat DDR das Recht mit Füßen getreten 
haben. Insgesamt hat es nach der Wiedervereinigung 
Deutschlands 1.021 Verfahren gegeben, in denen 
Anklage erhoben wurde. Verfolgte Straftaten waren 
u. a. Rechtsbeugung, Misshandlung von Gefangenen, 
Wahlfälschung, Amtsmissbrauch und Korruption, Spi-
onage und vor allem die Tötungen an der innerdeut-
schen Grenze. Die meisten Verfahren endeten mit
Bewährungsstrafen oder Freisprüchen. Laut einem
Aufsatz im Deutschland Archiv von Gerd Poppe vom
21.11.2021, „Unrecht, Recht und Gerechtigkeit“, wur-
den nur 40 Angeklagte zu Haftstrafen ohne Bewäh-
rung verurteilt, davon 30 wegen des Schusswaffen-

Angeklagt (v.l.n.r.): Siegfried 
Lorenz, SED-Funktionär; 
Helmut D., Gefängniswärter; 
Hans-Joachim Böhme, SED-
Politbüromitglied

Die Täter sind aus der Sicht  
der Opfer größtenteils 

davongekommen
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die Möglichkeit, außerhalb der Parteien und der Mas-
senorganisationen politisch aktiv zu sein. 

Aber was macht es mit Menschen, wenn sie ständig 
auf der Hut sein müssen und nur wenigen vertrauen 
können? Wenn sie mitbekommen, wie groß die De-
nunziationsbereitschaft ist, ob in der Schule, an der 
Universität, in Betrieben und oftmals selbst in der 
Nachbarschaft und der eigenen Familie? Die Verfüh-
rungen und die Verfolgungen des SED-Regimes grif-
fen ineinander und bewirkten ein großes Misstrauen 
untereinander. Abgrenzung geht durch die Köpfe und 
verschwindet nur schwer. 

In diesem politischen Klima sind Jugendliche in der 
DDR aufgewachsen. Viele wollten aber einfach nur 
nach ihren Vorstellungen frei und selbstbestimmt 
leben. Dies lief den propagierten Idealen des SED-
Regimes komplett entgegen. Den täglich erfahrenen 
Widerspruch zwischen der offiziellen Propaganda und 
dem eigenen Erleben hat Vaclav Havel als „Leben in 
der Lüge“ schon 1976 in seinem Buch Versuch, in der 
Wahrheit zu leben beeindruckend so beschrieben: 
„Es ist eine komplexe tiefe und dauernde Vergewal-
tigung, beziehungsweise Selbstvergewaltigung der 
Gesellschaft“ (S. 59).

Nicht „Opfer der SED-Diktatur“,  
sondern politische Akteure 
Der Begriff „Opfer“ suggeriert bei den meisten Men-
schen, dass jemand unabsichtlich zu einem Opfer ge-
worden ist, beispielsweise zum Opfer einer Gewalt-
tat, einer Naturkatastrophe oder eines Unfalls. Die 
Opfer einer Diktatur waren jedoch zum großen Teil 
Menschen (aus der Sicht der Machthabenden wa-
ren es „Täter“), die sich aktiv gegen die Diktatur und 
die damit einhergehenden Freiheitsbeschränkungen 
wehrten: gegen die fehlende Meinungsfreiheit, gegen 
eine fehlende Rechtsstaatlichkeit, gegen die fehlende 
Unabhängigkeit der Justiz, die fehlende Reisefreiheit 
und die eingeschränkten Möglichkeiten der politi-
schen Teilhabe. 

Die Folgen des Lebens in einer Diktatur
Die Folgen des Lebens in einer Diktatur sitzen tief 
und werden oft an die nächste Generation weiterge-
geben. Was bei vielen Betrachtungen und Analysen 
über diese Zeit fehlt, ist eine Auseinandersetzung mit 
den Folgen der jahrzehntelangen Abschottung in der 
DDR. Welche langfristigen Folgeerscheinungen hat 
dies angerichtet? Hier ist nicht nur die Abschottung 
durch Grenzen und Mauern gegenüber anderen Län-
dern gemeint. Es geht mindestens so sehr auch um 
die Abgrenzung nach innen und um die fehlende Be-
gegnung mit globaler Vielfalt. Es geht um die innere 
Distanz zum System, die fehlende Debattenkultur 
sowie um den Umgang mit Kritik und den nicht statt-
findenden konstruktiven Streit um politische Inhalte. 
Die Menschen in der DDR sind in einer Gesellschaft 
groß geworden, die auf der Grundlage des Marxis-
mus-Leninismus den neuen sozialistischen Menschen 
schaffen wollte. Sie sind aufgewachsen in einem Klima 
der Bevormundung und der Lügen. 

Eine Parteienelite hat sich angemaßt zu entschei-
den, was wir zu lesen hatten, welche Musik wir hören 
durften, wo wir unseren Urlaub verbrachten, ob wir 
würdig waren zu studieren und welche Massenorga-
nisationen und Parteien für uns gut waren. Es gab 
weder die Möglichkeit der freien Wohnortwahl noch 

„Opfergruppen“ des DDR-Regimes fordern Aufarbeitung.

©
 p

ic
tu

re
 a

lli
an

ce
 / 

dp
a

„Demokratie ist mehr als eine parlamentarische 

Regierungsform, sie ist eine Weltanschauung, die 

wurzelt in der Auffassung von der Würde, dem 

Wert und den unveräußerlichen Rechten eines 

jeden einzelnen Menschen.“ 

Konrad Adenauer,  

Bundeskanzler (1949–1963)
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Uhr zu überwachen. Wenn sie 24 Stunden am Tag 
in einem umfunktionierten Bauwagen meine Woh-
nung überwachen mussten, tun sie einem fast leid. 
Aber trotz der Zersetzungsarbeit all der Agent*innen 
von Stasi, KGB, Securitate und ihrer Kolleg*innen 
in den anderen Ländern Mittelosteuropas konnte 
die Freiheitsrevolution der „Ungehorsamen“ und 
Widerständler*innen nicht unterdrückt und verhin-
dert werden. Sie ist damit das herausragende Ereignis 
der europäischen Freiheitsgeschichte. 

Dieses Wissen an eine Generation weiterzugeben, 
die keine Diktatur erlebt hat, ist eine wichtige Grund-
voraussetzung für den Erhalt eines demokratischen 
Gemeinwesens. Hier sind wir alle gefragt. Es geht nicht 
nur darum, zu den Jahrestagen an den Mut und das 
Risiko der Widerständigen und Eigensinnigen zu erin-
nern. Es geht um die Einforderung von Respekt, Ach-
tung, Anerkennung und Wissen um die Geschehnisse. 

Zivilcourage und ziviler Ungehorsam heute
Wir leben heute als Bürger*innen in Freiheit, aber auch 
in Verantwortung. Verantwortung heißt auch, allen 
eindeutig und couragiert entgegenzutreten, die un-
sere Demokratie gefährden, abschaffen oder auch die 
Deutungshoheit über die DDR-Diktatur an sich reißen 
wollen. Dabei ist es unerheblich, ob die Angriffe von 
oben oder unten, von links oder rechts kommen. Es 
gibt keinen idealen Staat. Deshalb müssen wir ständig 
an seiner Verbesserung arbeiten und für mehr Gerech-
tigkeit streiten. Dafür gibt es Möglichkeiten, sie sind 
nur aufwendiger und anstrengender als die lauten 
Rufe auf der Straße, das Festkleben an Gemälden und 
Straßen oder das Anzünden von Autos. Damals ging es 
um die Abschaffung einer kommunistischen Diktatur. 
Heute geht es um die Mitgestaltung in einer Demokra-
tie. Wenn man zu DDR-Zeiten auf die Straße gegangen 
wäre und „Lügenpresse!“ geschrien hätte, wäre man 
nach Hohenschönhausen oder Bautzen gekommen. 
Heute kann das jeder ungestraft tun, sogar Plakate 
zeigen, auf denen die ehemalige Kanzlerin an einem 
Galgen hängt. Menschen können insbesondere aus 
dem Wissen heraus, wie eine Diktatur funktioniert hat, 
wie man Menschen gezwungen, verführt, manipuliert 
oder überzeugt hat, diese Diktatur mitzutragen und 
lieber hinter Gardinen zu stehen als sich selber zu en-
gagieren, heute eine Demokratie gestalten.

Der Herbst 1989 hat gezeigt und bewiesen, dass 
man durch Zivilcourage, Ungehorsam und Widerstand 
etwas verändern kann. Man braucht nach einer Revo-

Sie waren damit Akteure, also aktiv und bewusst 
handelnde Personen. Sie wollten teilhaben am poli-
tischen Willensbildungsprozess und sich einbringen 
in die Gestaltung eines demokratischen Staates. Die 
Grundfesten jeder Diktatur werden aber zerstört, 
wenn man Teilhabe außerhalb der vorgegebenen 
politischen Ideologie ermöglicht. Die Machthaber 
in einer Diktatur scheuen nichts mehr als politisch 
selbstdenkende und -handelnde Menschen. 

Warum sich heute noch mit der SED-Diktatur 
auseinandersetzen?
Um heute zu begreifen, wie eine Diktatur selbst in 
Deutschland funktioniert hat und wieder funktionie-
ren könnte, ist es wichtig zu wissen, welche äußeren 
und inneren Rahmenbedingungen dies ermöglichen. 
Rahmenbedingungen, unter denen Menschen dazu 
bereit sind, andere anzuschwärzen und zu verraten. 
Damit billigend in Kauf zu nehmen, dass die Betrof-
fenen persönliche Nachteile haben und verfolgt wer-
den, im Gefängnis landen können und schlimmsten-
falls zu Tode kommen. Warum sind Menschen dazu 
bereit, sich direkt oder indirekt an diktatorischen 
Strukturen und Verhalten zu beteiligen? Erst wenn 
man diesen Mechanismus begreift, kann man die Fra-
gilität eines freien demokratischen Staates erkennen 
und die Bedeutsamkeit, sich für dessen Erhalt einzu-
setzen. Die DDR-Diktatur konnte deshalb so lange 
funktionieren, weil Partei, Polizei, Stasi, Schulen, Uni-
versitäten, Arbeitskollektive und selbst Elternhäuser 
diese Diktatur aktiv oder passiv unterstützten und 
damit erst ermöglichten. 

Die Geheimdienste waren auf menschliche Ver
räter*innen und Spitzel angewiesen, mit all ihren 
Schwächen und Fehlern. Es ist ihnen aber nie gelun-
gen, in alle Lebensbereiche einzudringen. Im Vergleich 
zu heute wirkt es fast lächerlich, wenn ich in meinen 
Stasi-Akten lese, wie Stasispitzel mit Klappfahrrädern 
versuchten, den vermeintlichen Gegner rund um die 

„Man darf nicht die Demokratie zum Vorwand  

nehmen und ein Land angreifen. Die Menschen-

rechte kann man den Menschen gewiss nicht  

durch Bomben bringen.“ 

Shirin Ebadi, iranische Juristin und  

Friedensnobelpreisträgerin

Copyright Wochenschau Verlag



… ein Begriff für politische Bildung

www.wochenschau-verlag.de                @Wochenschau_Ver                @wochenschau.verlag              @wochenschau_verlagwww.wochenschau-verlag.de                @Wochenschau_Ver                @wochenschau.verlag              @wochenschau_verlagwww.wochenschau-verlag.de                @Wochenschau_Ver                @wochenschau.verlag              @wochenschau_verlagwww.wochenschau-verlag.de                @Wochenschau_Ver                @wochenschau.verlag              @wochenschau_verlag

P
O

LI
TI

K
 U

N
TE

R
R

IC
H

TE
NHelmar Schöne, Gordon Carmele (Hg.)

Demokratiebildung in der Schule
Kontroversen um das Bildungsziel Demokratie

Mit den Debatten über die Krise der Demokratie ist auch die Auf-
gabe der Schulen, die Demokratiebildung der jungen Generation 
zu fördern, wieder stärker ins ö­ entliche Bewusstsein gerückt. Wie 
kann Demokratiebildung in der Schule gestaltet werden? Wie sieht 
eine gelingende Demokratiebildung aus? Welche Kompetenzen 
und Inhalte sind dabei zu vermitteln? Dieser Fragen nehmen sich 
Autor:innen verschiedener Fächer und Disziplinen an. Damit gibt 
der Band einen Einblick in unterschiedliche Perspektiven auf Demo-
kratiebildung und lädt zur Diskussion über geeignete Ansätze des 
Demokratielernens ein.

ISBN 978-3-7344-1596-8, 216 S., € 21,90
PDF ISBN 978-3-7566-1596-4, € 20,99

Politische Partizi-
pation durch neue 
Medien – (wie) 
verändert sie unsere 
Demokratie?

978-3-7344-1348-3, 
40 S. DIN A4, € 12,90 

Politikunterricht 
in den Klassen 5 bis 7

978-3-7344-1560-9 
152 S., € 16,90 

Wirtschaft 
demokratisch 
gestalten lernen

978-3-7344-1518-0, 
272 S. A4, € 32,90

Rollenspiele und 
Übungen zur 
Chancengleichheit

978-3-7344-1528-9, 
160 S., € 29,90 

Praxishandbuch 
Politik unterrichten in 
der Sekundarstufe II

978-3-7344-1607-1 
296 S., € 28,90

Politik 
durchschauen

3., vollst. üb. Aufl age 
978-3-7344-1572-2 
120 S., € 10,90

alle Bände 
auch als
eBook

neu

neu

Copyright Wochenschau Verlag



54     Tatort Rechtsstaat

Ausblick
Heute stehen wir vor sehr großen Herausforderun-
gen. Wir befinden uns bereits im digitalen Zeitalter, 
in einem Informationskrieg mit totalitären Systemen. 
Diese versuchen längst nicht nur Wahlen in demo-
kratischen Ländern zu beeinflussen, indem sie alle 
verfügbaren Kanäle mit Fake News und verzerrter 
Berichterstattung fluten. Diese totalitären Regime 
nutzen jeden innerdemokratischen Konflikt geschickt 
aus, um Misstrauen gegen Regierung, unabhängige 
Medien und Staatsorgane wie die Polizei zu schüren.

Den Diktaturen dieser Welt stehen heute ganz 
andere Überwachungstechniken zur Verfügung. 
Despoten nutzen solche Techniken schon seit Jah-
ren, um jeden Versuch von Opposition im Keim zu 
ersticken. Seit die Digitalindustrie hochmoderne und 
sehr effektive technische Mittel entwickelt hat, um 
Menschen immer perfekter zu überwachen, werden 
weltweit in vielen Ländern Rechtsstaatlichkeit und 
Freiheit in ungeheurem Ausmaß eingeschränkt. Leider 
wird auch in demokratischen Staaten die Versuchung 
immer größer, durch den Ausbau der digitalen Über-
wachung kontrollierenden Einblick in das Leben der 
Bürger*innen zu erhalten. Argumentiert wird mit der 
Gewährleistung von Sicherheit. Angesichts dieser Ent-
wicklung ist die Gefahr der Etablierung damit einher-

lution mit solchen massiven Veränderungen aller-
dings auch einen langen Atem. Für einige ist die Fried-
liche Revolution eine abgebrochene, die weiter fort-
geführt werden müsse, oder auch überhaupt keine 
Revolution. Hier wird leider immer wieder der Kampf 
um die Beseitigung einer Diktatur mit dem Ringen 
um ständige Veränderungen und Verbesserungen in 
einer Demokratie verwechselt oder gleichgesetzt. An 
der Geschichte der Friedlichen Revolution können wir 
in herausragender Weise zeigen, dass es sich auch in 
einer Diktatur lohnt, für Freiheit und Demokratie zu 
kämpfen, und dass das Volk der Souverän ist. Es war 
ein einmaliger Vorgang in der deutschen Geschichte, 
bei dem sich die Bevölkerung mit dem Ruf „Wir sind 
das Volk“ erfolgreich zum Souverän ermächtigte. Die-
ses auch in einer Demokratie deutlich zu machen, 
denn auch da gefällt diese Tatsache nicht jedem, ist 
kraftvoll genug, um dieses geschichtliche Ereignis als 
Vermächtnis für die Zukunft zu begehen.

Wenn wir etwas von den Revolutionen in Ostmit-
teleuropa lernen können, dann ist es die Selbstbefrei-
ung aus einer Bevormundung und die Selbstermäch-
tigung zum Handeln. Deshalb sind Zivilcourage und 
Widerstand, auch wenn sie nur von einer Minderheit 
ausgehen, die Grundvoraussetzung für eine gesell-
schaftliche Veränderung. 
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haben, das Vertrauen in politische Eliten zu unter-
graben. Wir sind auf diese Medien überhaupt nicht 
vorbereitet. Sie bestätigen die Menschen in ihrer ein-
geschränkten Wahrnehmung, indem sie sie im Sekun-
dentakt mit passenden Push-Meldungen versorgen, 
so dass sie sich in einer Filterblase mit Gleichgesinn-
ten befinden. Ein Dialog oder eine Auseinanderset-
zung findet da nicht mehr statt. Dies ist für mich die 
größte Zukunftsgefahr für unsere Freiheit.

gehender autoritärer und diktatorischer Strukturen 
auch in Ländern, in denen man es bisher nicht für 
möglich hielt, eine ernstzunehmende. 

Eines der wichtigsten Instrumente sind dabei die 
neuen sozialen Medien. Ich bezeichne sie als „Angrei-
fer“. Sie verschaffen sich immer erfolgreicher Zugang 
zum Denken und Fühlen der Bürger*innen, indem sie 
zunächst deren private Daten abschöpfen und auf 
dieser Basis über Social Media personalisierte Falsch-
informationen streuen, die insbesondere zum Ziel 
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